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Seit dem Ersten, aber endgültig nach dem Zweiten Weltkrieg 

ist der Angriffskrieg eines Staates gegen einen anderen Staat 

völkerrechtlich verboten. Das Verbot ist in Art. 2 der UN­Charta 

kodifiziert und gehört zum Jus Cogens. Generell wurde dieses 

Verbot seit 1945 im Großen und Ganzen beachtet. Die interna­

tionale Staatengemeinschaft wollte und will nicht wieder in die 

kriegerische Anarchie der früheren Jahrhunderte zurückfallen. 

Der russische Angriff auf die Ukraine am 24. Februar 2022 ist der 

bisher gravierendste Verstoß gegen das Friedensgebot des Völ­

kerrechts seit seiner endgültigen Festschreibung 1945. Russland 

hat bereits 2008 mit seinem Angriff und der Besetzung eines Teils 

Georgiens und mit der Besetzung und Annexion der Krim sowie 

der Gewaltausübung im Donbas 2014 dagegen verstoßen. 

Die damalige Folgenlosigkeit für den Angreifer war die Einla­

dung, die Aggression 2022 fortzusetzen – diesmal bereits als 

Totalangriff. Das Ziel des russischen Angriffskrieges ist die Ver­

nichtung des ukrainischen Staates und der ukrainischen Nation. 

Angriffskrieg Russlands 

völkerrechtlich aufarbeiten 

Das Verbot eines Angriffskrieges ist die Grundlage der internationalen Friedensordnung. Ver brechen 

gegen den Frieden durch „Planen, Vorbereiten, Einleiten oder Durchführung eines Angriffskrieges“ 

war bereits ein zentraler Anklagepunkt im damaligen Verfahren Verfahren gegen die Führung Nazi-

Deutschlands im Nürnberger Tribunal. Von Egils Levits

Der Präsident Lettlands, Egils Levits, 

wird am  31. März 2023 als Ehrengast  

des Richter- und Staatsanwaltstags in  

Weimar über den Angriffskrieg Russlands  

auf die Ukraine und mögliche völker - 

rechtliche Konsequenzen sprechen.
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THEMEN DES MONATS 

Ein Angriffskrieg solchen Ausmaßes findet zum ersten Mal seit 

dem gemeinsamen deutschen und sowjetischen Überfall auf 

Polen im September 1939 statt. Es ist klar, dass die internati­

onale rechtstreue Staatengemeinschaft darauf reagieren muss, 

wenn das Völkerrecht künftig als Grundlage des Friedens in der 

Welt weiterhin ernst genommen werden soll. 

Mit einzelnen Aspekten dieses Krieges beschäftigen sich 

bereits zwei internationale Gerichte. Der Internationale Straf­

gerichtshof in Den Haag untersucht mögliche Kriegsverbre­

chen. Der Chefankläger des Strafgerichtshofs sammelt vor Ort 

in der Ukraine Beweise. Lettland, Estland, Litauen und Polen 

helfen ebenfalls, die ihrer Jurisdiktion zugänglichen Beweise zu 

sichern und diese dem Chefankläger zur Verfügung zu stellen. 

Doch ist die Befassung des Strafgerichtshofs mit dem Haupt­

verbrechen – dem Angriffskrieg – in diesem Fall nicht möglich. 

Russland hat dieses Statut nicht ratifiziert, und deshalb ist diese 

Rechtsnorm auf russische Staatsangehörige nicht anwendbar. 

Ebenso ist der Internationale Gerichtshof, gleichfalls in Den 

Haag, zu einem anderen Aspekt des russischen Angriffskrie­

ges angerufen worden. Der Gerichtshof hat die ukrainische 

Klage gegen Russland für böswillige Uminterpretation der 

Genozid­Konvention von 1948, um diese dann als Vorwand 

für seinen Angriffskrieg gegen die Ukraine vorzuschieben, 

angenommen. Lettland hat sich als einer der ersten Staaten 

dieser Klage angeschlossen. Inzwischen sind es mehr als 40 

Staaten. Doch für die Beurteilung eines Angriffskrieges ist 

auch der Internationale Gerichtshof nicht zuständig. 

Das bedeutet, dass der schwerwiegendste Verstoß gegen das 

Friedensgebot der UN­Charta – die Planung, der Beginn und 

die Fortführung eines Angriffskrieges – paradoxerweise nicht 

in den Zuständigkeitsbereich eines internationalen Gerichts 

fällt. Diese Lücke in der völkerrechtlichen Verantwortung kann 

nicht toleriert werden. Eine faktische Duldung dieses schwers­

ten Verstoßes gegen die Friedensordnung seit 1945 – dem Füh­

ren eines Angriffskrieges gegen einen souveränen Staat mit 

dem faktischen Ziel seiner Vernichtung – würde einen unver­

zeihlichen Rückschritt des bisher erreichten Standards des 

Völkerrechts bedeuten. In der Welt gibt es auch andere Mächte, 

die den Krieg Russlands gegen die Ukraine genau beobachten. 

Ein Erfolg Russlands und die dadurch offensichtlich werdende 

Schwäche des Westens, bei gleichzeitigem Unvermögen der 

rechtstreuen internationalen Staatengemeinschaft, eine klare 

völkerrechtliche Beurteilung eines Angriffskrieges zustande 

zu bringen, würde einer Ermutigung zur straflosen Aggression 

auch in anderen Teilen der Welt gleichkommen. 

Zudem handelt es sich um eine Frage der elementaren 

Gerechtigkeit, die als Prinzip das gesamte Recht, darunter 

auch das Völkerrecht durchzieht. Insbesondere Staaten, die 

sich als demokratisch und rechtsstaatlich betrachten, soll­

ten aus Gründen der Glaubwürdigkeit – sowohl ihrer eigenen 

Gesellschaft als auch anderen Staaten gegenüber – nach 

Möglichkeiten suchen, eine völkerrechtliche Beurteilung die­

ses Angriffskrieges zu erreichen. Deshalb gibt es Überlegun­

gen, diese gravierende Lücke des Völkerrechts zu schließen 

und ein Sondertribunal für die Beurteilung des russischen 

Angriffskrieges gegen die Ukraine zu etablieren. Einen Auf­

ruf zur Gründung eines solchen Sondertribunals haben eine 

Reihe von prominenten Richtern, Juristen und ehemaligen 

Politikern unterzeichnet. Ebenso haben sich das Europäische 

Parlament, die Parlamentarische Versammlung des Europa­

rats, die Präsidentin der Europäischen Kommission Ursula 

von der Leyen und andere Stimmen in diesem Sinne geäußert.

Und ein solches Tribunal kann durch die Generalversammlung 

der Vereinten Nationen errichtet werden – die Einrichtung durch 

den Sicherheitsrat kommt wegen des Vetorechts Russlands 

nicht in Betracht. Beachtung bedürfen viele Staaten des „glo­

balen Südens“, die dazu tendieren, diesen Krieg eher als eine 

europäische oder innerwestliche Angelegenheit zu betrachten. 

Die Initiative zur Errichtung des Tribunals könnte aber auch 

eine andere internationale Organisation ergreifen. In Betracht 

kommt insbesondere der Europarat, der nach seinem Selbst­

verständnis eine Organisation demokratischer Rechtsstaaten 

ist. Es wäre zudem möglich, ein solches Tribunal durch einen 

zwischenstaatlichen Vertrag zu schaffen. Dabei sollten sich 

möglichst viele Staaten, die das Völkerrecht nicht beschädigt 

sehen wollen, an einem solchen Vertrag beteiligen. Allerdings 

wurde das Nürnberger Tribunal durch die Vereinbarung von nur 

vier Staaten errichtet. Seine Urteile haben aber trotzdem das 

völkerrechtliche Friedensgebot erheblich gefestigt. Schließlich 

kommt auch ein hybrides Tribunal in Betracht, das die Ukraine 

zusammen mit anderen Staaten errichten könnte. Dieses könnte 

mit internationalen und ukrainischen Richtern besetzt werden. 

Die wichtigste Zuständigkeit des Tribunals sollte die Prüfung 

und die Feststellung sein, ob Russland sich der Planung, des 

Beginns und der Fortführung eines völkerrechtswidrigen 

Angriffskrieges schuldig gemacht hat. Die Konsequenz im 

Falle eines Schuldspruchs wäre die staatliche Verantwortlich­

keit Russlands. Das würde nicht nur strafrechtliche Verfahren 

gegen verantwortliche Personen (auch eine Verurteilung in 

absentia), sondern insbesondere auch die Klarstellung über die 

Reparationszahlungen Russlands an die Ukraine für den späte­

ren Wiederaufbau bedeuten. Es ist dringend geboten, dass der 

Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine völkerrechtlich auf­

gearbeitet wird, damit das Völkerrecht seine Glaubwürdigkeit als 

Grundlage der internationalen Friedensordnung nicht verliert. 

Egils Levits ist Präsident 

Lettlands und wird am  

31. März 2023 auf dem  

23. Deutschen Richter- und 

Staatsanwaltstag in Weimar 

zum Thema vortragen.
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